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§
Neues aus der Rechtsberatung

Auflage als 
Gegenleistung für
die Erbeinsetzung
Möglichkeiten und Risiken

Potenz ie l le  Erb la sser  ver la ngen hä uf ig  a ls „ G egenle istung“  für  d ie  Einsetz ung  e iner  gemein-

nütz igen O rga nisa tion a ls Erbe oder  d ie  A ussetz ung  e ines Ver mä chtnisses z u deren G unsten d ie

Über na hme von e inz elnen Verp f l ichtungen für  d ie  Z ei t na ch ihrem A b leben.  So unterschied lich

d ie  M otiva tion für  dera r tige  W ünsche ist,  so vie lfä ltig  sind  d ie  M öglichk ei ten,  sie  im Ra hmen

der  le tz tw i l l igen Ver fügung  z u regeln.

Juristisch handelt es sich dabei immer

um eine Auflage (§  2192  BGB), die inhalt-

lich sehr unterschiedlich ausgestaltet sein

kann. Dabei gilt es die Interessen des Erb-

lassers auf der einen mit den Möglichkeiten

der O rganisation auf der anderen Seite in

Einklang zu bringen. W as möglich ist und

was nicht, wird anhand der nachfo lgenden

Beispiele erläutert.

Unproblematisch: Haushalts-
auflösung 

Zwei rechtlich grundsätzlich mögliche

Auflagen verbieten sich von selbst. Zum

einen ist das die Regelung der Art und

Weise der Beerdigung, zum anderen ge-

hört die Pflege von Haustieren nicht als Auf-

lage in eine letztwillige Verfügung. Da ein

Testament frühestens drei W o chen nach

Ableben erö ffnet wird, ist die Beerdigung

dann häufig bereits erfo lgt und die Haus-

tiere überleben diese Zeitspanne möglicher-

weise nicht. Regelungen dazu müssen

daher zu Lebzeiten zwischen den Beteilig-

ten abgesprochen werden, damit sie unmit-

telbar nach dem Todesfall greifen und nicht

erst bei Testamentserö ffnung.

Häufig auftauchende Auflagen sind die

Übernahme der Haushaltsauflösung oder

die Grabpflege; seltener erwarten die Erb-

lasser die Pflege naher Angehöriger durch

die gemeinnützige O rganisation. Die Durch-

führung  vo n Haushaltsauflö sungen stellt

sich in der Regel als unproblematisch dar.

Ist die O rganisation Erbe, ist sie ohnehin

Exkurs Erbe > Vermächtnis

Im Testament eingesetzte Erben treten, wenn nicht anders festgelegt,

als Erbgemeinschaft den gesamten Nachlass eines Verstorbenen zu

gleichen Teilen an und einigen sich selbst untereinander über die ge-

naue Verteilung. Sie stehen mit allen Schulden und Pflichten für ihr

Erbe ein. Vermächtnisnehmer treten im Gegensatz zu Erben nicht die

Rechtsnachfo lge des Erblassers mit allen Schulden und Pflichten an.

Vielmehr erhalten sie den schuldrechtlichen Anspruch, ihre durch den

Erblasser festgelegte Zuwendung von den rechtmäßigen Erben einzu-

fordern.



S E R V I C E

dazu verpflichtet; ist sie Vermächtnisnehmer,

kann man davon ausgehen, dass das Ver-

mächtnis höher ist als die eventuell mit der

Haushaltsauflösung verbundenen Kosten.

Fragen frühzeitig klären 

Schwieriger stellt sich die Situation im

Hinblick auf die Grabpflege dar. Erblasser

erwarten dabei die regelmäßige Übernah-

me der Kosten für den gesamten Zeitraum

der Grablege. So  können durchaus Beträge

in Höhe von 15.000 Euro und mehr anfallen,

je nachdem, welche Nutzungsdauer mit

dem Friedhofsträger vereinbart ist. Darüber

hinaus haben nahe Angehörige – so fern

vorhanden – das Recht der Totenfürsorge

und können auf Art und Umfang der Grab-

pflege Einfluss nehmen. Es ist daher zweck-

mäßig, die mit der Auflage der Grabpflege

verbundenen Fragen zu Lebzeiten des Erb-

lassers nicht nur mit diesem, sondern auch

mit denjenigen zu besprechen, die zur To -

tenfürso rge berechtig t sind, damit nach

dem Erbfall genügend Geld vorhanden ist,

um die Auflage zu erfüllen. So llte das dann

doch nicht der Fall sein, bleibt nur die Aus-

schlagung des Erbes.

Noch problematischer stellt sich die Si-

tu ation bei der sogenannten Pflegeauflage

dar, d.h., wenn die O rganisation als „Ge-

genleistung“  die Pflege eines Angehörigen

des Erblassers sicherstellen so ll. Die damit

verbundenen Kosten sind wegen der selten

vorhersehbaren Dauer der Pflege praktisch

nicht kalkulierbar. Die Kopplung von testa-

mentarischer Begünstigung  eines Pflege-

heims mit der Pflegeauflage ist darüber hin-

aus wegen Verstoßes gegen die in den Län-

dern geltenden Heimgesetze unzulässig und

führt zur Nichtigkeit der letztwilligen Verfü-

gung. Vom Angebot der Pflege eines nahen

Angehörigen ist gemeinnützigen O rganisa-

tionen daher in jedem Fall abzuraten; ent-

hält die letztwillige Verfügung eine Pflege-

auflage, ist die Ausschlagung zu empfehlen.

Einhaltung der Auflagen 

Naturgemäß hat der Erblasser ein Inte -

 resse daran, die Erfüllung seiner Auflage

sicherzustellen. Ist die O rganisation nicht Er-

be, sondern Vermächtnisnehmer, so  werden

der oder die Erben, so fern sich ihr Nach-

lass durch die Übernahme der Auflage

durch die O rganisation erhöht, ein Interesse

an ihrer Einhaltung haben und sie auch zur

Bedingung für die Erfüllung des Vermächt-

nisses machen. Der oder die Erben gehören

darüber hinaus zu dem vo llz iehungsbe-

rechtig ten Perso nenkreis (§  2 1 9 4  BG B)

und sind somit rechtlich befähigt, für die

Einhaltung der Auflagen zu sorgen. Es be-

steht daneben auch die Möglichkeit, einen

Vermächtnisvo llstrecker (§  2223  BGB) zu

bestimmen, der diese überwacht.

Ist die O rganisation jedoch als Erbe ein-

gesetzt, so  stellt die Ernennung eines Testa-

mentsvo llstreckers die einzige Möglichkeit

dar, die Erfüllung der Auflage zu überwa-

chen, wenn sonst keine vo llziehungsberech-

tigte Person begünstigt ist, die das tun könn-

te. Fehlt nämlich eine so lche Person – wie

etwa im Fall der Auflage zur Übernahme

der Grabpflegekosten, wenn es keine to -

tenfürsorgeberechtigte Person gibt –, kann

nur der Testamentsvo llstrecker die Einhal-

tung durchsetzen (Burandt/ Ro jahn-Burandt,

Anm. 4  zu §  2194  BGB). Ähnlich ist die 

Situation bei Naturschutzorganisationen,

denen Erblasser es häufig zur Auflage ma-

chen, Grundstücksflächen nicht zu veräu-

ßern, sondern im Sinne des Naturschutzes

zu erhalten und gegebenenfalls zu bewirt-

schaften. Ist die Naturschutzorganisation 

Alleinerbe, fehlt es an der ihr gegenüber

vollziehungsberechtigten Person, sodass sie

die Auflage nicht erfüllen muss, sondern die

geerbten Grundstücke veräußern kann. Die

Ernennung eines Testamentsvo llstreckers in

der letztwilligen Verfügung verhindert das.

Fazit

Zusammenfassend ist festzuhalten: Das

Angebot einer „Gegenleistung“  für die Ein-

setzung als Erbe oder die Aussetzung eines

Vermächtnisses so llten gemeinnützige O r-

ganisation zu Lebzeiten mit dem Erblasser

und mit eventuell sonst noch betro ffenen

Personen im Hinblick auf die beabsichtigte

letztwillige Verfügung besprechen und da -

bei fo lgende Aspekte beachten: 

• Ist die Auflage rechtlich zulässig (Heim-

gesetze der Länder)?

• Ist die Auflage tatsächlich durchführbar

(O rganisation der Beerdigung/ Über-

nahme der Haustierpflege)?

• Stehen die Mittel zur Erfüllung der 

Auflage zur Verfügung?

• Ist die Erfüllung der Auflage sicher-

gestellt?

Bernd Beder

Beratungsservice

Sie haben ein rechtliches Pro-

blem und möchten den Bera-

tungsservice des Rechtsaus-

schusses in Anspruch neh-

men? Mitg lieder erhalten

beim DFRV eine kostengüns -

tige Beratung durch die Juris-

ten des Rechtsausschusses.

Weitere Informationen finden

Sie unter www.fundraisingver-

band.de -> Arbeitsgruppen 

-> Fachausschüsse Recht.
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